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TEIL A - PLANZEICHNUNG

 RECHTSGRUNDLAGEN 

1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 1des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509)  

2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grun dstücke (Baunutzungs verordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466)

3. Thüringer Bauordnung (ThürBO) i.d.F. vom 16.03.2004 (GVBl. S. 349), zul etzt geändert durch 
Gesetzvom 23.05.2011(GVBl. S. 85)

4. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin -
halts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90)vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58) , geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509)

5. Thüringer Gemeinde-und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung -ThürKO)
i.d.F. der Neubekanntmachung vom 28.01.2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Haushaltsbegleitgesetzes 2012 vom 21.12.2011 (GVBl. S. 531, 532)
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Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15BauGB)

Öffentliche Grünflächen

Zweckbestimmung: Grünanlage

Private Grünflächen

Zweckbestimmung: Grünanlage

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)  

Anpflanzen von Bäumen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Erhalt von Bäumen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen
und Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4und 22BauGB)

Zweckbestimmung: St. Stellplätze

Mit Fahr-und Leitungsrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Bezeichnung des Fahrrechtes: F1

Bezeichnung desLeitungsrechtes: L2

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

  2,5 Vermaßung in Meter

Standort Werbepylon

II   Zeichnerische Hinweise und Planzeichen ohne Festsetzungscharakter

Vorhandene Bebauung

Vorhandene Flurstücksgrenzen

Vorhandene Flurstücksbezeichnungen 

Höhenlage des Geländes als Höhenmesspunkt inm NHN

PLANZEICHENERKLÄRUNG

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN nach BauGB, BauNVO und PlanzV

I   Zeichnerische Festsetzungen

Nutzungsschablone

Art der baulichen Nutzung /
Besonderer Nutzungszweck

Grundflächenzahl Maximale Gebäudehöhe in m 

Bauweise

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Sonstiges Sondergebiet„ Nahversorgungszentrum“
 (§ 11 BauNVO)

 
Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 BauNVO)

z.B. 0,7 Grundflächenzahl

z.B.8,50 m Maximale Gebäudehöhe in m 

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22 und 23 BauNVO)

a abweichende Bauweise

Baulinie

Baugrenze

Wechsel zwischen Baugrenze / Baulinie

Verkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung und der Anschluss
anderer Flächen an die Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Öffentliche Verkehrsflächebesonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung:  Fußgängerbereich

Private Verkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie 

Einfahrtsbereich

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen

Zweckbestimmung:  Elektrizität/ Transformator

SO
Nahversorgungszentrum

St.

F1

L2

An der Budapester Straße sind als privates Grün folgende Bäume 
mit einer Unterpflanzung gemäß Pflanzliste nach 8.4. zu 
pflanzen:
5St. Til ia cordata –Winter-Linde, H, 3xv, ew, mDb, 18-20
Die Baumstandorte können ausnahmsweise in ihrer Lage ver-
schoben werden.

8.4 Pflanzenliste:
Sträucher < 5 m:
Amelanchier lamarckii –Kupfer-Felsenbirne
Berberis thunbergii –Hecken-Berberitze
Eleagnus angustifolia –Schmalblättrige Ölweide
Euonymus europaeus –Pfaffenhütchen
Ligustrum vulgare –Gemeiner Liguster
Salixpurpurea –Purpurweide
Viburnum lantana –Wolliger Schneeball
Sträucher > 3 m:
Berberis candidula –Immergrüne Kissen-Berberitze
Berberis frikartii in Sorten –Immergrüne Kugel-Berberitze
Chaenomeles japonica –Japanische Scheinquitte
Ligustrum vulgare ‚Lodense’ –Zwerg-Liguster
Lonicera xylosteum –Heckenkirsche
Mahonia aquifolium –Mahonie
Potentilla fruticosa –Fingerkraut
Philadelphus coronarius in Sorten –Falscher Jasmin
Pyracantha coccinea -Feuerdorn
Ribes alpinum –Alpen-Johannisbeere
Rosa in Arten und Sorten –Rosen
Salix rosmarinifolia –Rosmarin-Weide
Spirea x bumalda ‘Anthony Waterer’ –Rote Sommerspiere
Symphoricarpos albus var. laevigatus -Schneebeere
Taxus baccata ‘Repandens’ –Kissen-Eibe

Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 83 Abs. 1 ThürBO  und  § 12 Abs. 3 BauGB

9. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen § 83 Abs. 1 Nr.1 ThürBO 

9.1 Es sind nur flachgeneigte Dächer bis maximal 10 Grad Neigung 
mit umlaufender Attika zulässig.
Die Oberkante Attika darf durch den höchsten Punktder Dach -
flächen und durch Dachaufbauten nicht überschritten werden.

9.2. Geschlossene Fassadenflächen zur Budapester Straße sind 
flächig mit selbst klimmenden Kletterpflanzen oder an Rank -
gerüsten zu begrünen.

9.3 Im Bereich der festgesetztenBaulinie ist die Fassade ohne Öff -
nungen in ihrer Oberfläche so auszubilden, dass sie für die An-
bringung eines flächigen Wandmosaiks in der Höhe von 6,75 m 
geeignet ist. Werbeanlagen müssen einen Abstand von 15 m zu 
dieser Fläche einhalten.

10. Äußere Gestaltung von Werbeanlagen § 83 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

10.1 Auf der in der Planzeichnung festgesetzten Fläche ist ein 
Werbe-pylon als Sammelwerbeanlage mit einer Höhe von max. 
12,0 m und einer Breite von 4,0 m zulässig. Die angebrachten 
einzelnen We rbungen sind in der Gestaltung aufeinander 
abzustimmen.

10.2 Sonstige Werbeanlagen sind nur am Gebäude zulässig.
Die Werbeanlagen sind in ihrer Konstruktion, Höhenlage und 
Höhe an der jeweiligen Fassadenseite einheitlich auszubilden.

4. Flächen für Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

4.1 Stellplätze sind ausschließlich innerhalb der dafür 
festgesetzten Flächen zulässig. 

§ 12 Abs. 6 BauNVO

4.2 Die festgesetzte Fläche für Versorgungsanlagen, Zweckbestim -
mung: Elektrizität/Transformator kann in ihrer Lage ausnahms -
weise verschoben werden.

5. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

5.1 PKW-Stellplätze sind in versick erungsfähigem Material herzu -
stellen.

6. Mit Fahr-und Leitungsrechten zu belastende Flächen § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

6.1 Die in der Planzeichnung festgesetzte, mit dem Fahrrecht F1 zu 
belastende Fläche für die PKW -Zufahrt zum Nahversorgungs -
zentrum ist zugunsten des SO „Nahversorgungszentrum“ 
festgesetzt.

6.2 Die in der Planzeichnung festgesetzte, mit dem Leitungsrecht 
L2 zu belastende Fläche für Fernwärme -, Stromleitungen 
einschließ-lich Fernmelde -und Steuerkabel sowie eine 
Trinkwasserleitung ist zugunsten der jeweiligen Leitungsträger 
festgesetzt.

7. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umweltein -
wirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes

§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
i.V.m  § 12 Abs. 3 BauGB

7.1 Die Anlieferung ist nur innerhalb der festgesetzten Bereiche in 
der Zeit von  07.00 bis 20.00 Uhr zulässig.
Anlieferzonen sind so auszubilden, dass die Warenübergabe in 
einem eingehausten Bereich erfolgen kann.

8. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und son -
stigen Bepflanzungen sowie mit Bindungen für Bepflan -zungen 
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB

8.1 Die nicht überbaute sowie die nicht für Zuwegungen genutzte 
Grundstücksfläche ist als strukturr eiche Vegetationsfläche aus 
standortgerechten Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
gemäß Pflanzliste unter 8.4 auszubilden und dauerhaft zu 
pflegen.

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

8.2 Auf den festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie auf der mit dem 
Leitungsrecht L2 zu belastenden Fläche ist eine strukturreiche 
Vegetationsfläche aus standortgerechten Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen gemäß Pflanzliste unter 8.4 
auszubilden und dauerhaft zu pflegen.

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

8.3 Auf der öffentlichen Grünfläche sind folgende Bäume mit einer 
Unterpflanzung gemäß Pflanzliste unter 8.4. zu pflan zen:
16 St. Tilia cordata ‚Rancho’ –Kleinkronige Winterlinde, H, 3xv, 
ew, mDb, 18-20
Auf der öffentlichen Verk ehrsfläche besonderer Zweckbe -
stimmung, Zweckbestimmung Fußgängerbereich, sind folgende 
Bäume zu pflanzen:
2St. Til ia cordata –Winter -Linde, H, 3xv, ew, mDb, 18-20
Die Baumstandorte können ausnahmsweise in ihrer Lage  
verschoben werden.

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB  

TEIL B -TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Nr. FESTSETZUNG Ermächtigung

Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB und § 12 Abs. 3 BauGB

0. Im Rahmen der getroffenen Festsetzungen sind nur solche Vor -
haben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger 
im Durchführungsvertrag verpflichtet.

§12 Abs. 3a BauGB i.V.m. 
mit § 9 Abs. 2 BauGB

1. Art der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

1.1 Im Sonstigen Sondergebiet SO „Nahversorgungszentrum“ sind 
ausschließlich folgende Arten der baulichen Nutzung zulässig:

a. Einzelhandelsbetriebe, die nahversorgungsrelevante 
Kernsortimente führen bis zu 1 .000 m² Verkaufsfläche 
je Einzelhandelsbetrieb,

b. sonstige Einzelhandelsbetriebe bis zu 800 m² Verkaufs-
fläche je Einzelhandelsbetrieb,

c. Dienstleistungseinrichtungen, Schank-und Speisewirt -
schaften, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke.

Die Gesamtverkaufsfläche im SO „Nahversorgungszentrum“ 
darf 4.000 m² nicht überschreiten. 

Der Anteil der Verkaufsfläche aller Einzelhand elsbetriebe, die 
andere als nahversorgungsrelevante Kernsortimente führen, 
dürfen60% d er realisierten Gesamtverkaufsfläche im SO 
„Nahversorgungszentrum“ nicht überschreiten.

Ein nahversorgungsrelevantes Kernsortiment ist gegeben, wenn 
auf 90 % der Verkau fsfläche des Einzelhandelsbetriebes die 
folgenden Sortimente angeboten werden:
- Drogeriewaren, Parfümerie-und Kosmetikartikel
- Getränke
- Nahrungs-und Genussmittel
- Pharmazeutika, Reformwaren
- Schnittblumen
- Zeitungen / Zeitschriften.

§ 11 Abs. 2 BauNVO

2. Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

2.1 Die  zulässige  Grundfläche  darf  durch  die  Grundflächen  der in 
§ 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer 
Gesamtgrundflächenzahl von 0,95 überschritten werden.

§ 19 Abs. 4 Satz 3 i.V.m. 
§ 17 Abs. 2 BauNVO

2.2 Die Oberkante Gebäude ist der höchste Punkt des Gebäudes.
Bezugsebene für die Höhenfestsetzungen ist eine Höhe von  
186,0 m über NHN.
Die festgesetzte Oberkante Gebäude kann durch bautechnisch 
erforderliche stabförmige Anten nen-und Blitzschutzanlagen 
ausnahmsweise überschritten werden.

§ 9 Abs. 3 BauGB
§ 16 Abs. 2 Nr.4 BauNVO

3. Bauweise, überbaubare G rundstücksfläche sowie die Stel lung 
von baulichen Anlagen

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

3.1 In der abweichenden Bauweise sind Gebäude entsprechend 
einer offenen Bauweise nach § 22 Abs. 2 Satz 1 BauNVO zu 
errichten. Eine Längenbeschränkung der Gebäude nach § 22 Abs. 
2 Satz 2 BauNVO besteht nicht.

§ 22 Abs. 4 BauNVO

3.2. Die festgesetzten Baulinien dürfen ausnahmsweise unte r-
schritten werden, soweit die durch die Baulinie vorgegebene 
Fassade insgesamt verschoben wird.

10.3 Zur Budapester Straße sind keine Werbeanlagen zulässig. 
Zur Fläche für Stellplätze und zur Bukarester Straße sind Werbe -
anlagen mit einer Höhe von maximal 2,00 m und einer maxima-
len Breite von 6,0 m zulässig.
An der südöstlichen bzw. nordöstlichen Fassade sind Werbean -
lagen mit einer maximalen Höhe von 2,50 m in quadratischer 
Form mit einheitlichen Abständen zulässig.

10.4 Darüber hinausgehende untergeordnete Hinweisschilder sind 
ausnahmsweise zulässig.

10.5 Werbeanlagen mit beweglichen Teil en, wechselndem oder 
laufendem Licht sind unzulässig.
Werbeanlagen, die der Fremdwerbung dienen, sind unzulässig. 

11. Gestaltung unbebauter Flächen der bebauten Grundstücke § 83 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO

11.1 Die Ausführung notwendiger Stützmauern ist in ihrer 
Gestaltung den Hauptbaukörpern oder der 
Freiflächengestaltung der nicht überbaubaren 
Grundstücksfläche anzupassen. 

11.2 Einfriedungen von Anlieferungs -und Rangierflächen und die 
Errichtung von Stützmauern zu öffentlichen Grün -oder 
Verkehrsflächen sind zulässig. Sie haben sich der 
Gesamtgestaltung unterzuordnen.

12. Gestaltung der Stellplätze für bewegliche Abfallbehälter und 
Lagerflächen

§ 83 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO

12.1 Stellplätze für bewegliche Abfallbehälter und Lagerflächen sind
in die baulichen Anlagen zu integrieren.

Hinweise

1. Fernwärme

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich der Fernwärmesatzung der Stadt Erfurt 
vom 07.06.2005, öffentlich neu bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Erfurt vom 
08.07.2005.

2. Denkmalschutz und Archäologie

Alle Erdarbeiten, die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorgenommen werden, 
bedürfen einer denkmalschutzrechtlichen Erlaubnis gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 3 des Thüringer 
Denkmalschutzgesetzes. Zufallsfunde sind gemäß § 16 Thüringer De nkmalschutzgesetz 
bei der Stadt Erfurt als untere Denkmalschutzbehörde und dem Thüringer Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologie als Denkmalfachbehörde anzuzeigen.

3. Auffälliger Bodenaushub

Sollten bei Baumaßnahmen auffällige Bereiche, wie kontaminatio nsverdächtige 
Bausubstanz, Auffüllungen oder kontaminierter Boden bzw. Wasser freigelegt werden, 
ist das Umwelt -und Naturschutzamt Erfurt gemäß § 11 Abfallgesetz bzw. §§ 12 und 17 
Thüringer Abfallwirtschafts-und Altlastengesetz zu informieren.
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Verfahrensvermerke zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan MOP596 
"Nahversorgungszentrum Moskauer Platz"

Der Stadtrat Erfurt hat am 25.03.2009mit Beschluss Nr.  001214/08, ortsüblich bekannt gemacht im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 7 vom 24.04.2 009, den Beschluss über die Einleitung 
und Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanesgefasst.

Der Stadtrat Erfurt hat am 25.03.2009 mit Beschluss Nr. 001214/08, ortsüblich bekannt gemacht im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 7 vom 24.04.20 09, den Vorentwurf des 
Bebauungsplanes und dessen Begründung gebilligt und die Durchführung der frühzeitigen 
Öffentlichkeits-und Behördenbeteiligung beschlossen.      

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB ist vom  04.05.2009 bi s zum 
05.06.2009 durch öffentliche Auslegung des Vorentwurfes des Bebauungsplanes und dessen 
Begründung durchgeführt worden.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. § 4 
Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 21 .04.2009 zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderl ichen 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert worden.

Der Stadtrat Erfurt hat am 23.09.2009 mit Beschluss Nr. 1660/09 den Entwurf des Bebauungsplanes 
mit Begründung gebilligt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung, sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind,  sind gem. § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt Erfurt Nr. 19vom 09.10.2009ortsüblich bekannt gemacht worden.

Der Entwurf des Bebauungsplanes und dessen Begründung und die wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben gem. § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB in der Zeit 
vom 19.10.2009 bis zum 20.11.2009öffentlich ausgelegen.
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. § 4 
Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 08.10.2009 zur Stellungnahme aufgefordert  worden.

Der Stadtrat Erfurt hat am   mit Beschluss Nr.  den 2. Entwurf des Bebauungsplanes 
mit Begründung gebilligt und die 2. öffentliche Auslegung gem. §3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der 2. öffentlichen Auslegung, sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, sind gem. § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt Erfurt Nr. vom  ortsüblich bekannt gemacht worden.

Der Entwurf des Bebauungsplanes und dessen Begründung und die wesentlichen, b ereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben gem. § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB in der Zeit 
vom    bis zum   öffentlich ausgelegen.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind g em. § 4 
Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom  erneut zur Stellungnahme aufgefordert  worden.

Der Stadtrat Erfurt hat am  mit Beschluss Nr.  nach Prüfung der abgegebenen 
Stellungnahmen die Abwägung beschlossen und die5. Änderung des Bebauungsplanes gemäß § 10 
Abs. 1 BauGB i.V.m. § 83 Abs. 2 ThürBO und  §§ 19, 2 ThürKO als Satzung

BESCHLOSSEN

Erfurt, den

Oberbürgermeister

Der Bebauungsplan einschließlich der Textfestsetzung wurde gemäß § 21 Abs. 3 ThürKO der Rechts-
aufsichtsbehörde mit Schreiben vom  vorgelegt. Die Satzung wurde nicht beansta ndet.

Erfurt, den

Oberbürgermeister

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses Bebauungsplanes mit dem 
Willen der Landeshauptstadt Erfurt sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Verfa h-
rens zur Aufstellung des Bebauungsplanes werden bekundet.

AUSFERTIGUNG

Erfurt, den

Landeshauptstadt Erfurt
A.Bausewein

Oberbürgermeister

Der Bebauungsplan wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB im Amtsblatt der Lande shauptstadt Erfurt Nr. 
 vom  ortsüblich bekannt gemacht.
Mit dieser Bekanntmachung wurde derBebauungsplan

RECHTSVERBINDLICH

Erfurt, den

Oberbürgermeister

Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit Ihren Grenzen und Bezeichnungen als Grundlage für 
die geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung mit dem Liegenschaftskata s-
ter nach dem stand vom übereinstimmen.

Erfurt, den

Thüringer Landesamt für Vermessung und Geoinformation

Katasterbereich Erfurt


